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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: über- und außerplanmäßige Haushaltsausgaben im 
3. Vierteljahr des Rechnungsjahres 1963 (§ 33 Abs. 1 
RHO) 


Gemäß § 33 Abs. 1 der Reichshaushaltsordnung überreiche ich 
die Zusammenstellung der über- und außerplanmäßigen Haus- 
haltsausgaben im Betrag von 10 000 DM und darüber für das 
3. Vierteljahr des Rechnungsjahres 1963. 
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Zusammenstellung 
der über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben 
im 3. Vierteljahr des Rechnungsjahres 1963 
im Betrag von 10 000 DM und darüber 
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Einzelplan 06 - 

— Bundesminister des Innern — 

06 19 

10 000,— 

150 000,— 

Einsatz des Technischen Hilfswerks in Sonderfällen, Kata- 


Stropheneinsatz 

Für den THW-Einsatz in Skoplje (Jugoslawien), an dem 
5 Einsatzgruppen mit je rd. 50 Helfern teilgenommen haben, 
wurde ein Mehrbedarf erforderlich, der zunächst auf 150 000 
DM geschätzt worden ist. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, da bei Aufstellung 
des Haushalts 1963 der Einsatz in Jugoslawien nicht voraus- 
gesehen werden konnte: sie war unabweisbar, weil das Tech- 
nische Hilfswerk auf Anweisung der Bundesregierung in Ju- 
goslawien eingesetzt worden ist. 

Einsparung bei Kap. 36 04 Tit. 600. 


06 19 
958 


17 000,— 


Ankauf von 2000 Exemplaren eines Standardwerkes für den 
zivilen Bevölkerungsschutz (Ausgaberest) 


Auf Grund eines zwischen dem Bund und einem Verlag ab- 
geschlossenen Vertrages aus dem Jahre 1958 ist der Bund 
verpflichtet, 2000 Stück des Standardwerkes abzunehmen. 
Seit Frühjahr 1963 erfolgt die Auslieferung. Die vom Bund 
im laufenden Rechnungsjahr noch zu erbringende Leistung 
beträgt — ohne Einlagerungs- und Versandkosten — - 20 000 
DM. 

Die Mehrausgabe ist unabweisbar, weil der Bund seine Ab- 
nahmeverpflichtung erfüllen muß; sie ist unvorhergesehen, 
weil der Endpreis nicht von vornherein festlag, sondern erst 
bei der Herausgabe festgesetzt werden konnte. 

Einsparung bei Kap. 06 19 Tit. 304. 


06 24 
307 


50 000,— 


25 000,— 


Einweisungslehrgänge zur Handhabung, Bedienung und War- 
tung des für die Bereitschaftspolizeien beschafften Gerätes 


Die Mehrausgabe ist unvorhergesehen, weil infolge Erhö- 
hung der Bahntarife die Reisekosten der Lehrgangsteilneh- 
mer gestiegen sind, ab 1. April 1963 höhere Beschäftigungs- 
vergütungen gezahlt werden müssen und der Anteil verhei- 
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Kap, 

Tit. 


06 24 
311 


06 25 
108 


06 25 
299 


Haushalts- 

betrag 

1963 

DM 


An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

DM 


Begründung 


noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

rateter Teilnehmer an den Lehrgängen höher als in früheren 
Jahren ist; sie ist unabweisbar, weil infolge der Auslieferung 
neuartiger Geräte das mit der Handhabung, Bedienung, War- 
tung und Verwaltung betraute Personal gründlich geschult 
werden muß, wenn die wertvolle Ausrüstung vor Schäden 
bewahrt werden soll. 

Einsparung bei Kap. 06 25. 


7 000 000,— 


2 230 000,— 


Ersatzbeschaffungen von Kraftfahrzeugen und für Kraftfahr- 
zeugwerkstätlen und Geräte 


Die überplanmäßige Haushaltsausgabe ist erforderlich zur 
Einlösung rechtlicher Verpflichtungen, die im Rechnungsjahr 
1962 eingegangen worden sind. 

Die Mehrausgabe ist zur Aufrechterhaltung der Einsatzbe- 
reitschaft der Bereitschaftspolizeien unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 06 24 Tit. 850. 


2 000 000 ,— 


1 400 000,— 


Beschäf tigungsvergütungen, T rennungsentschädigungen, 

Fahrkostenersatz und Verpflegungszuschüsse sowie Fahr- 
kosten für auswärtigen Familienbesuch für Beamte, Ange- 
stellte und Arbeiter 


Infolge Aufhebung der Heiratsbeschränkung für Beamte des 
BGS auf Grund des Bundespolizeibeamtengesetzes und der 
Neuregelung über die Gewährung von Trennungsentschädi- 
gung an Neuverheiratete sind die Zahlen der verheirateten 
Beamten und der Trennungsentschädigungsempfänger erheb- 
lich gestiegen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil die tatsäch- 
lichen finanziellen Auswirkungen auf Grund der neuen 
Rechtslage im voraus nicht genau zu ermitteln waren; sie 
war unabweisbar, weil die Zahlungen auf Grund von Rechts- 
ansprüchen geleistet werden mußten, 

Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 104 b. 


400 000,— 


100 000,— 


Vermischte Verwaltungsausgaben 


Der Mehrbedarf ist ausschließlich zur Deckung von Kosten 
aus Anlaß von Einstellungen, insbesondere Vorstellungs- 
reisen, entstanden (vgl. Nr. 4 der Erläuterungen zu Tit. 299), 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil der Fahrkosten- 
ersatz für die BGS-Bewerber infolge Erhöhung der Bundes- 
bahntarife erheblich gestiegen ist und ab 1. März 1963 den 
Bewerbern höhere Abfindungen (Verpflegungs- und Über- 
nachtungszuschüsse) zu zahlen sind (vgl. Neuregelung betr, 
Reisekostenerstattung bei Vorstellungsreisen von Bewer- 
bern für den öffentlichen Dienst vom 29. Januar 1963 — 
GMBl. S. 39); sie war unabweisbar, weil eine rechtliche Ver- 
pflichtung zur Gewährung der Reisekostenerstattungen be- 
stand und infolge des bestehenden Personalbedarfs die Zahl 
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1 


noch Einzelplan 06 — Bundesminisler des Innern — 


der Bewerber, die zu Vorstellungsreisen zu laden waren, 
nicht herbabgesetzt werden durfte. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 06. 


06 25 
308 


15 600 — 


10 600,— 


Naturalwertrenten aus Anlaß des Grunderwerbs 


Die Mehrausgabe ist aus Anlaß des Grunderwerbs für einen 
Übungsplatz des Bundesgrenzschutzes entstanden; sie war 
unvorhergesehen, weil die besonderen Verkaufsbedingun- 
gen des Grundstückseigentümers — teilweise Verrentung 
des Verkaufserlöses — bei Aufstellung des Haushaltsplans 
1963 noch nicht bekannt waren. Die Ausgabe war unabweis- 
bar, weil der Übungsplatz dringend benötigt wurde und ein 
Grundstück zu ähnlich günstigen Bedingungen sonst nicht 
angeboten wurde. 

Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 718. 


06 25 
711 


30 000 000 — 


10 000 000 ,— 


Grunderwerb und Neubauten für Zwecke des Bundesgrenz- 
schutzes 


In das Rechnungsjahr 1963 sind aus den Vorjahren rechtliche 
Verpflichtungen in Höhe von rd. 40 200 000 DM übernommen 
worden, die aus den Bewilligungen der Vorjahre nicht ab- 
gewickelt werden konnten. Da der im Rechnungsjahr 1961 
verbliebene Ausgaberest von 27 700 000 DM in Abgang ge- 
stellt worden ist, wurden die Verpflichtungen im wesent- 
lichen aus den Haushaltsansätzen 1962 und 1963 bestritten. 
Für einen Restbetrag von 10 000 000 DM ist eine überplan- 
mäßige Haushaltsausgabe erforderlich geworden. 

Die Einsparungsstelle kann erst am Schluß des Rechnungs- 
jahres angegeben werden. 


08 03 
206 


08 04 


apL 736 

( 8 ) 


Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 


46 200,— 


10 000 ,— 


Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 


Die Mehrausgabe ist insbesondere durch den wesentlich hö- 
heren Verbrauch an Heizöl infolge des langanhaltenden und 
ungewöhnlich strengen Winters 1962/63 und durch die zwei- 
malige Erhöhung der Kosten für die Gebäudereinigung ent- 
standen. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 08. 


*) 75 500,— 


Erweiterung des Amtsplatzes, Herstellung einer Standspur 
und Beleuchtung der Einreiseseite beim Grenzzollamt Elmpt 

(OFD Köln) 
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Die Anzahl der grenzüberschreitenden Kraftfahrzeuge hat 
beim Grenzzollamt Elmpt in den letzten Jahren so zugenom- 
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noch Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen 

I men, daß der vorhandene Amtsplatz für die Durchführung 
der Zollabfertigung nicht mehr ausreicht und die Kraftfahr- 
I zeuge, insbesondere die Lastkraftwagen, auf der B 230 außer- 
halb des Amtsplatzes warten müssen, bis sie auf dem Amts- 
platz einfahren können. Da die B 230 nur 2 Fahrbahnen mit 
zusammen 6,50 m Breite hat, kollidiert der Ausreiseverkehr 
mit dem Einreiseverkehr, wodurch sich in der Nähe des Zoll- 
amts wiederholt Kraftfahrzeugunfälle ereigneten, die bereits 
2 Menschenleben gefordert und erheblichen Sachschaden ver- 
ursacht haben. Das Landesstraßenbauamt Krefeld sieht zwar 
den Ausbau der B 230 auf eine Breite von 8,50 m einschließ- 
lich Randstreifen vor. Durch diese geringe Straßenverbrei- 
tung wird aber keine Abstellfläche für die vor dem Amtsplatz 
des Zollamts wartenden Fahrzeuge geschaffen. Es ist viel- 
mehr erforderlich, daß längs der B 230 sowohl auf der Ein- 
reiseseite als auch auf der Ausreiseseite Standspuren für 
diese Fahrzeuge geschaffen werden. Die dafür entstehenden 
i Kosten sind von der Bundesfinanzverwaltung, deren Zwecken 
I die Anlagen dienen, zu tragen. Aus Gründen der wirtschaft- 
i liehen Verwendung der Ausgabemittel ist es zweckmäßig, im 
i Zuge der Verbreiterung der B 230 durch das Landesstraßen- 
: bauamt Krefeld auch die Standspuren mit Zubehör herstellen 
' zu lassen. Nach der Planung des Landesstraßenbauamts wird 
noch im Rechnungsjahr 1963 die B 230 zwischen Landesgrenze 
' und Zollamt erweitert werden. Die Kosten für die aus vor- 
' stehenden Gründen mitzuerrichtende Standspur von einer 
I Länge von 300 m und einer Breite von 3 m sowie für die 
j aus Sicherheitsgründen erforderliche Beleuchtungsanlage für 
I die Standspur einschließlich zweier Verkehrsampeln betra- 
gen nach dem Kostenanschlag 75 500 DM. Die Mittel hierfür 
sind für das Rechnungsjahr 1963 nicht veranschlagt worden, 
weil diese Baumaßnahmen beim Zollamt Elmpt erst im Rech- 
I nungsjahr 1964 durchgeführt werden sollten. Es war bei Auf- 
I Stellung des Entwurfs des Bundeshaushaltsplans für das 
I Rechnungsjahr 1963 nicht bekannt, daß mit der Verbreiterung 
i der B 230 durch das Landesstraßenbauamt Krefeld noch im 
Rechnungsjahr 1963 begonnen wird. Aus Gründen der Wirt- 
schaftlichkeit besteht deshalb ein unabweisbares Bedürfnis, 
die erforderlichen Ausgaben für die Standspur usw. außer- 
planmäßig zu leisten. 

Einsparung bei Kap. 08 04 Tit. 205. 


Einzelplan 10 — Bimdesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


10 02 
575 b 


118 200 000,— 


1 330 000,— 


Förderung wasserwirtschaftlicher und kulturtechnischer Maß- 
nahmen (Zuschüsse) 


Auf Grund des Artikels 7 des Deutsch-Belgischen Aus- 
gleichsvertrages vom 27. September 1956 (BGBl. 1958 II 
S. 263) ist die Bundesrepublik verpflichtet, für die Verlegung 
des Weserbaches im deutsch-belgischen Grenzgebiet Sorge 
zu tragen. Die Kosten der vom Land Nordrhein-Westfalen 
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noch Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


j durchgeführten Weserbachumlegung betragen insgesamt 
j 7 600 000 DM. Hiervon sind aus Bundesmitteln bei Kap. 10 02 
I Tit. 575 b im Rechnungsjahr 1962 1 000 000 DM und im Rech- 
nungsjahr 1963 600 000 DM (zusammen 1 600 000 DM) bereit- 
gestellt worden. Uber die Aufbringung der restlichen Kosten 
konnte zunächst mit dem Lande Nordrhein- Westfalen keine 
Einigung erzielt werden. Nach neuerlichen Verhandlungen 
hat sich das Land nunmehr bereit erklärt, nach Zahlung von 
2 930 000 DM wegen der Umleitung des Weserbaches keine 
weiteren Forderungen an den Bund zu stellen, sofern nicht 
unvorhersehbare Umstände eintreten. Hiernach sind aus 
Bundesmitteln weitere 1 330 000 DM aufzubringen, deren 
Bereitstellung unabweisbar ist. Diese Entwicklung konnte bei 
Aufstellung des Bundeshaushalts 1963 nicht vorhergesehen 
werden. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 10. 


10 07 


apl. 

950 


*) 33 080,— 


Vergleichsweise Regelung von Schadenersalzforderungen 
aus dem Einfuhrgenehmigungsverfahren 


Die Firma Gesellschaft für Getreidehandel AG, Düsseldorf, 
hat gegen die Außenhandelsstelle Schadenersatzansprüche 
aus folgenden Gründen geltend gemacht. 

Im Mai 1956 wurde die Möglichkeit zur Einfuhr von Weizen 
aus Schweden im Einzelgenehmigungsverfahren eröffnet. Ge- 
mäß den für diese Einfuhren erlassenen Besonderen Be- 
stimmungen war mit den Festofferten gleichzeitig ein Nach- 
weis, daß die schwedische Regierung die Transitgenehmi- 
gung erteilt hat, vorzulegen. 

Die obige Firma fügte dem Antrag auf Erteilung einer Ein- 
fuhrgenehmigung als Nachweis der schwedischen Transit- 
genehmigung ein Fernschreiben ihrer Abladerin !:)ei, in dem 
es hieß, daß sie für die Transitdurchführung von Weizen 
über Schweden nach Westdeutschland die Transitgenehmi- 
gung in Händen hätte. Die Außenhandelsstelle hat als Nach- 
weis für das Vorhandensein einer Transitgenehmigung nur 
die Vorlage dieser Genehmigung selbst, nicht aber andere 
Unterlagen anerkannt. Der Antrag auf Erteilung einer Ein- 
fuhrgenehmigung wurde infolgedessen nicht berücksichtigt. 

Die obige Firma sah in diesem Verhalten eine Amtspflicht- 
verletzung und verklagte die Außenhandelsstelle auf Scha- 
denersatz wegen entgangenen Gewinns. Das Landgericht 
Frankfurt (Main) hat den Anspruch der Klägerin durch Urteil 
vom 14. Juni 1962 dem Grunde nach anerkannt. 

Die Klägerin verlangte einen Betrag von 38 775 DM nebst 
4 V. H. Zinsen seit Klageerhebung. Diesen Betrag errechnete 
sie auf der Grundlage einer zusätzlich ihr zugestandenen 
Einfuhrgenehmigung für 5500 t Weizen und eines Verdienst- 
ausfalls von 7,05 DM je t. Die Außenhaudelsstelle hat die 
Grundlage der Schadensberechnung sowohl hinsichtlich der 
Höhe der vermuteten zusätzlichen Einfuhrgenehmigung als 
auch der Höhe des Gewinns bestritten. Das Gericht hat den 
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10 12 
712 


noch Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


! 




Abschluß eines Vergleichs vorgeschlagen, wonach die Be- 
klagte an die Klägerin zur Abgeltung aller Schadenersatz- 
ansprüche 30 000 DM nebst 4 v. H. Zinsen seit Klageerhebung 
zahlt. 

Der Vergleichsvorschlag wurde angenommen, weil dadurch 
die Gefahr vermieden wurde, daß das Gericht sowohl von 
einer höheren Menge als auch von einem höheren Verdienst- 
ausfall auf Grund eines Sachverständigengutachtens aus- 
gehen und in seinem Urteil dem ursprünglichen Klagebegeh- 
ren in Hohe von 38 775 DM nahekommen würde. 

Der Bundesminister der Finanzen hat dem Abschluß des 
Vergleichs gemäß § 62 Abs. 1 Satz 2 RV\'B zugestimmt. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 10. 


342 700,— 


t 


Wiedererrichtung des Dienstgebäudes der Biologischen An- 
stalt Helgoland einschließlich der Nebenanlagen und Dienst- 
wohngebäude 

Die Kosten für die Ausführung der Restarbeiten an den 
Dienstgebäuden der Biologischen Anstalt tlelgoland betragen 

342 700 DM. Die hierfür in den Rechnungsjahren 1954 bis 
1958 bei Kap. 10 12 Tit. 712 bereitgestellten Mittel konnten 
nicht mehr in Anspruch genommen werden, da der im Rech- 
nungsjahr 1962 verbliebene Ausgaberest in Höhe von 

343 522,54 DM infolge Frislablaufs nach § 30 RHO nicht mehr 
zu übertragen war. Der Bau ist in seinen wesentlichen Teilen 
im Jahre 1959 in Benutzung genommen worden. Die Verzöge- 
rung der Bauarbeiten ist unvorhergesehen entstanden durch 
die Aufräumungsarbeiten auf der Insel, die Klärung des 
Grundeigentums, die Sturmflut am 17. Februar 1962, den 
Mangel an Arbeitskräften auf Helgoland und die notwendige 
Überarbeitung der Bauunterlagen für das Strahlenlabor auf 
Grund der neuen Bestimmungen für den Strahlenschutz. 

Die Ausgabe war unabweisbar. 

Gemäß § 2 Abs, 1 HG 1963 ist bestimmt worden, daß § 30 
Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung findet, da eine weitere 
Bewilligung für den gleichen Zweck nicht vorgesehen ist. 


I Einsparung innerhalb des Einzelplans 10. 


12 01 
219 


Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 

10 000, — ’ 10 000,— ^ Gerichts- und ähnliche Kosten 

i ! 

j ; Aus Anlaß des Verfahrens vor dem Bundespatentgericht über 

' eine Nichtigkeitsklage des Bundesministers für Verkehr 
gegen ein brückentechnisches Patent der Maschinenfabrik 
j Augsburg-Nürnberg AG sowie im Zusammenhang mit dem 
I Verwaltungsstreitverfahren der Firma Fendel Schiffahrts-AG 
1 Mannheim und weiterer Unternehmen der Binnenschiffahrt 
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noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — • 

gegen den Bundesminister für Verkehr wegen Genehmigung 
eines Eisenbahn-Ausnahmetarifs für Heizöl wurden Gut- 
achter- bzw. Anwaltsgebühren fällig. Die Haushaltsmittel 
reichten nicht aus, um diese Verpflichtungen zu erfüllen. 

Es handelte sich um unvorhergesehene und unabweisbare 
Ausgaben, die nicht zurückgesteilt werden konnten. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 12. 


12 03 


50 000,— 


42 000 — 


Vermischte Verwaltungsausgaben 


299 


Die Mehrausgaben sind entstanden durch Schadenersatz- 
leistungen an Dritte, zusätzliche Stellenausschreibungen für 
die Einstellung von Beamtennachwuchskräften und tech- 
nischen Angestellten und die dadurch vermehrt anfallenden 
Vorstellungsreisen sowie durch Erstattung von Einnahme- 
beträgen, die Dritten ziistanden. 

Der Mehrbedarf konnte bei der Aufstellung des Bundeshaus- 
haltsplans 1963 nicht vorhergesehen werden: er war unab- 
weisbar. 

Einsparung bei Kap. 12 03 Tit. 817. 


12 03 70 500 000,— 

300 


12 03 900 000 — 

963 b 


2 979 000,— 


Betrieb und Unterhaltung der Bundeswasserstraßen im Bin- 
nenbereich 


Im Rechnungsjahr 1963 fallen infolge des rückwirkend ab 
1. April 1963 in Kraft getretenen Tarifvertrages für die 
Arbeiter des Bundes vom 17. Mai 1963 zusätzliche Lohn- 
kosten für den Betrieb und die Unterhaltung der Bundes- 
wasserstraßen an, die bei der Veranschlagung der Haushalts- 
mittel für das Rechnungsjahr 1963 nicht vorhergesehen wer- 
den konnten. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar. 

Deckung durch entsprechende Mehreinnahmen im Einzel- 
plan 12. 


220 000, Räumung der Bundeswasserstraßen im Interesse der Schiff- 

(Vorgriff) fahrt und der Vorflut (Beseitigung von Schiffswracks auf den 
Seeschiffahrtsstraßen) 


Der Großraumbagger „Johannes Gährs"' stellte in der Unter- 
elbe vor Brunsbüttelkoog ein Unterwasserhindernis fest. 
Durchgetührte Taucheruntersuchungen ergaben, daß es sich 
um ein eisernes Fahrzeug, vermutlich um ein Küstenmotor- 
schiff von etwa 150 BRT handelte. Das Wrack — in den 
Wracklisten nicht enthalten — • lag in Richtung NNO^SSW 
quer im Fahrwasser in einer besonders schwierigen und ver- 
hältnismäßig engen Fahrwasserstrecke, die nicht durch Richt- 
feuerlinien bezeichnet war. Hinzu kam, daß über dem Wrack 
nur noch eine Wassertiefe von 10 m unter Seekartennull 
I vorhanden war. Für die aus Gründen der Verkehrssiche- 
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12 07 
204 


noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


rungspflicht erforderliche Beseitigung des Wracks reichten 
die veranschlagten Haushaltsmittel nicht aus. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar und bei der Aufstellung 
des Haushalts 1963 nicht vorhersehbar. 

Kassenmäßige Einsparung bei Kap. 12 03 Tit. 751. 


1 1 000 ,— 


14 800,— 


Unterhaltung der Gebäude 


Die Bundesanstalt für Gewässerkunde hat zur Gewinnung 
dringend benötigter zusätzlicher Räume für die Unterbrin- 
gung von Laboratorien das von den französischen Streitkräf- 
ten freigegebene und in der Verwaltung des Bundesschatz- 
ministers stehende Nachbargebäude Kaiserin- Augusta- Anla- 
gen 16/17 übernommen. In dem Gebäude werden vorüber- 
gehend auch Dienststellen der Bundeswehr untergebracht. 
Meherere Räume werden an eine Behörde des Landes Rhein- 
land-Pfalz vermietet. 

Die Räume sind in einem baulich äußerst schlechten Zustand; 
die Heizungsanlage muß erneuert werden. Um zunächst die 
der Bundeswehr und der Landesbehörde zu überlassenden 
Büroräume benutzbar zu machen, bedarf es insoweit dringen- 
der Instandsetzungs- und Erneuenmgsarbeiten. 

Die Übernahme des Gebäudes und die dabei notwendigen 
Ausgaben konnten bei der Aufstellung des Bundeshaushalts- 
I plans 1963 nicht vorhergesehen werden. 


Die Ausgaben für diese Arbeiten sind unabweisbar. 
Einsparung innerhalb des Einzelplans 12. 


Einzelplan 14 — Bimdesminister der Verteidigung — 


14 01 ; 2 300 000 — 

306 I 


350 000, — j Psychologische Verteidigung 


Die Mehrausgabe beruht auf der Durchführung von beson- 
deren, der aktuellen Lage angepaßten Maßnahmen, die bei 
der Aufstellung des Haushaltsplans 1963 nicht vorhergese- 
hen werden konnten. 


Da die Maßnahmen nicht bis zum nächsten Rechnungsjahr 
zurückgestellt werden konnten, war die Mehrausgabe unab- 
weisbar. 


Einsparung bei Kap, 14 01 Tit. 303 a. 


9 



Drucksache IV/1787 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 




An über- und | 


Kap. 

Haushalts- 

*) außerplan- 


betrag 

mäßigen Aus- 1 

Begründung 

Tit. 

1963 

gabemittein sind 


zugewiesen 



DM 

DM 1 



noch Einzelplan 14 — Bundesminister der Verteidigung — 


14 02 I 2 300 000,— 

603 I 

i 

i 


220 000 ,—*) 


Studienbeihilfen für Studierende der Medizin, Pharmazie, 
Geologie, Geodäsie, Geographie, Geophysik, Meteorologie, 
Physik und Mathematik sowie für Studierende an Techni- 
schen Hochschulen, Musikhochschulen und Höheren Techni- 
schen Lehranstalten 


Bei Aufstellung des Haushalts wurde damit gerechnet, daß 
die Förderungsmöglichkeiten im Rechnungsjahr 1963 nicht 
voll ansgenutzt würden. Wider Erwarten hat sich für den 
militärischen Bereich der Studienbeihilfen ergeben, daß der 
auf diesen Bereich entfallende Teilbetrag voll benötigt wird. 

Die Mehrausgabe ist unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 14 02 Tit. 312. 


14 02 
612 


4 300 000,— 


670 000,—*) 


Kosten der Teilnahme der Bundesrepublik an NATO-Produk- 
tionsgemeinschaften für neue Waffensysteme 


Bei Aufstellung des Haushalts für 1963 muß bei allen Ansät- 
zen für die Beitragsleistungen der Bundesrepublik Deutsch- 
land an internationale Organisationen von einer Schätzung 
ausgegangen werden, da die entsprechenden Haushalte bzw. 
Wirtschaftspläne für ein Rechnungsjahr zum Oktober des 
Vorjahres vorzulegen sind und die Verabschiedung erst im 
Dezember oder später erfolgt. Es kann in keinem Falle vor- 
hergesehen werden, welche Ausgabensumme bewilligt wird 
und welchen Anteil somit die Bundesrepublik zu zahlen hat. 
Da es sich bei den Beiträgen der Bundesrepublik zu diesen 
Haushalten um internationale Zahlungsverpflichtungen han- 
delt, ist die entsprechende Mehrausgabe unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 02 Tit. 303 und 980. 


14 12 


231 950 000,— 


80 000 000,—*) 


Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 


206 


Die lang andauernde Frostperiode führte im Rechnungsjahr 
1963 zu erhöhten Ausgaben, insbesondere auf dem Gebiete 
der Beheizung. Aus dem gleichen Grund haben sich die Fer- 
tigstellungstermine für Bundeswehranlagen verzögert, so 
daß teilweise auszulieferndes Material in Behelfsanlagen 
untergebracht werden mußte, die erhebliche Bewirtschaf- 
tungskosten verursachten. Auch konnten Objekte, für die 
ein erheblicher Mietaufwand zu leisten ist, nicht wie vorge- 
sehen aufgegeben werden. 

Die insgesamt hierdurch entstehenden unvorhergesehenen 
Mehrausgaben sind unabweisbar, da die benötigten Liegen- 
schaften ohne Beheizung und sonstigen Bewirtschaftungsauf- 
wand nicht verwendet werden können und die Mietzahlun- 
gen auf rechtlichen Verpflichtungen beruhen. 

Einsparung bei Kap. 14 02 Tit. 303 und 309. 


•) Diesen Mehrausgaben ist zunächst grundsätzlich zugestimmt worden. Ob die Mittel in dieser Höhe auch tatsächlich 
abfließen, ist erst am Ende des Rechnungsjahres 1963 zu übersehen; erst danach formelle Zustimmung. Der Haus- 
haltsausschuß hat von diesen Maßnahmen in seiner Sitzung am 14. November 1963 zustimmend Kenntnis ge- 
nommen. 
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noch Einzelplan 14 — Bundesminister der Verteidigung — 


14 12 
220 


170 000 000 — 


40 S25 000, — *) Verwaltungskostenerstattung 

}3ie an die Länder für 1962 zu erstattenden Verwaltungs- 
kosten für die Durchführung der Bauaufgaben der Bundes- 
I wehr und der NATO, auf die im Verlaufe des Rechnungsjah- 
res nur Abschläge gezahlt werden konnten, sind nach Ab- 
i Schluß dos Rechnungsjahres endgültig ermittelt worden. Der 
noch zu zahlende Restbetrag ist erheblich. Darüber hinaus 
hat sich der Verwaltungsaufwand der Länder durch Stellen- 
verbesserungen und Stellenvermehrungen der für den Bund 
I tätigen Finanzbauverwaltungen im Rechnungsjahr 1963 be- 
träfhtlich erhöht. 

I Die dadurch entstehende unvorhergesehene Mehrausgabe ist 
unabweisbar, da der Bund zur Zahlung dieser Beträge ver- 
^ traglich verpflichtet ist. 

Einsparung bei Kap. 14 03 Tit. 102. 


14 12 
570 a 


78 835 000,— 


14 12 

apl. 
570 b 


15 000 000,—*) ■ Auf Schließungsmaßnahmen und Folgeeinrichtungen besonde- 
ren Umfangs bei militärischen Bauvorhaben und Wohnsied- 
lungen (Beiträge und Zuschüsse) 

I Irn Laufe des Rechnungsjahres 1963 haben sich Aufschlie- 
j ßungs- und Folgemaßnahmen in einem Umfang als notwen- 
I dig erwiesen, der bei Aufstellung des Haushalts für 1963 
nicht vorherzusehen war. Die Fertigstellung der Anlagen war 
für die Bundeswehr unerläßlich und konnte nicht aufgescho- 
ben werden. Der Bund konnte auch deshalb seine Leistungen 
nicht zurückstcllen, weil es sich um Gemeinschaftsfinanzie- 
rungen handelt und die Gemeinden ihre Anteile bereitge- 
stellt hatten. 

Die Mehrausgabe zur Finanzierung des Bundesanteils der 
Aufschließungs- und Folgemaßnahmen ist deshalb unabweis- 
bar. 

Einsparung bei Kap. 14 02 Tit. 309. 


20 000 000 ,— *) 


Aufschließungsmaßnahmen und Folgeeinrichtungen besonde- 
ren Umfangs bei militärischen Bauvorhaben und Wohnsied- 
lungen (Darlehen) 


Der Ansatz bei Tit. 750 b im außerordentlichen Llaushalt 
(24 000 000 DM) deckt bei weitem nicht die Vorbelastungen 
aus den Vorjahren. Die genehmigte Zahlung von Zinszu- 
schüssen zu Kapitalmarktmitteln bringt — mindestens im 
Rechnungsjahr 1963 — nicht den erwarteten Erfolg, da die 
Zuschüsse nur auf 5 bzw. 10 Jahre befristet gegeben werden 
können und daher bei den Kommunen ohne Zusage einer 
i Verlängerung auf Widerstand stoßen. Zur Vermeidung von 
I Schäden für den Bund müssen daher die für die Durchführung 


*) Diesen Mehrausgaben ist zunächst grundsätzlich zugestimmt worden. Ob die Mittel in dieser Höhe auch tatsächlich 
abfließen, ist erst am Ende des Rechnungsjahres 1963 zu übersehen; erst danach formelle Zustimmung. Der Haus- 
haltsausschuß hat von diesen Maßnahmen in seiner Sitzung am 14. November 1963 zustimmend Kenntnis ge- 
nommen. 
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Begründung 


noch Einzelplan 14 — Bundesminister der Verteidigung — 

I der wichtigsten Aufschließungsmaßnahmen und die zur not- 

I wendigen Beteiligung an den Folgekosten erforderlichen 

I i Haushaltsmittel bereitgestellt werden. 

I Die hierdurch entstehenden Mehrausgaben sind unvorherge- 

: ' sehen und unabweisbar. 

I Einsparung bei Kap. 14 02 Tit. 308. 

I 

14 12 1 530 000 000,- | 100 000 000 , — *) Bauaiisgaben 

Bei fortschreitender Bautätigkeit im Rechnungsjahr 1963 hat 
sich herausgestellt, daß die trotz militärischen Bedarfs zu Be- 
ginn des Rechnungsjahres eingeleiteten restriktiven Maßnah- 
men nicht voll aufrechterhalten werden können, da sonst er- 
heblicher Schaden für den Bund entstehen würde, der aus 
Gründen der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit nicht ver- 
treten werden kann. Zur Abwendung dieser Schäden müssen 
daher kurzfristig weitere Mittel bereitgesteJlt werden. 

Die hierdurch entstehenden unvorhergesehenen Mehrausga- 
ben sind unabweisbar. 

Einsparung bei den Bautiteln oder Kap. 14 02 Tit. 309. 


711 

bis 

827 


14 15 360 000 000,— 

352 


14 15 375 000 000,— 

964 


70 000 000,— *) 


55 000 000,— •) 


Erhaltung des Fahrzeug- und Kampffahrzeugmaterials der 
Truppe 

Durch die inzwischen eingetretene Alterung des Materials 
infolge erhöhter Anforderungen an die Kraftfahrzeuge und 
Kampffahrzeuge im Zuge vermehrter Übungen und Ausbil- 
dungsvorhaben ergibt sich ein Instandsetzungs- und Ersatz- 
teilbedarf, der unter Berücksichtigung der Istausgabe des 
Vorjahres bei Aufstellung des Haushaltsvoranschlages 1963 
in der voraussichtlich entstehenden Höhe nicht vorhergese- 
hen worden ist. Die Sicherstellung der Versorgung mit Ersatz- 
teilen und der unbedingt erforderlichen Instandsetzung ist 
für die Erhaltung der Einsatzbereitschaft der Bundeswehr 
unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 11 Tit. 360, Kap. 14 17 Tit. 303 und 
Kap. 14 08 Tit. 966. 


Beschaffung von Feldzeugmaterial, soweit nicht an anderer 
Stelle veranschlagt 

Die Mehrausgabe ist für die bei Aufstellung des Haushalts 
für 1963 nicht vorgesehene Beschaffung von Gewehren, 
Maschinengewehren und Maschinenpistolen für Geräteein- 
heiten erforderlich. Außerdem hat sich die Beschaffung von 
Zusatzgeräten für die Waffensysteme Sergeant, Nike und 


3 Diesen Mehrausgaben ist zunädist grundsätzlich zugestimmt worden. Ob die Mittel in dieser Höhe auch tatsächlich 
abfließen, ist erst am Ende des Rechnungsjahres 1963 zu übersehen; erst danach formelle Zustimmung. Der Haus- 
haltsausschuß hat von diesen Maßnahmen in seiner Sitzung am 14, November 1963 zustimmend Kenntnis ge- 
nommen. 
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noch Einzelplan 14 — Bundesminister der Verteidigung — 


14 17 35 000 000 — 

972 ' 



Hawk im Verlaufe des Rechnungsjahres als notwendig er- 
wiesen. 

Die Ausgabe ist unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 14 08 Tit. 967 und Kap. 14 15 Tit. 852. 


20 000 000 — •) 


Beschaffung von Quartiermeistergeiat 


j Die Ausstattung der mobilen Verbände mit Quartiermeister- 
j gerät im Rahmen des w^eiteren Aufbaus der Bundeswehr hat 
i sich infolge der zugunsten dringenderen Bedarfs zurückge- 
! stellten Beschaffungen irn ersten Halbjahr 1963 als unzuläng- 
lich erwiesen. Da die Einsatzbereitschaft der Verbände insbe- 
sondere auch von der Ausstattung mit Quartiermeistergerät 
abhängt, konnte die Beschaffung nicht länger hinausgezögert 
werden. 

Die Mehrausgabe ist unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 14 11 Tit. 360. 


14 19 
303 


500 000 — I 
> 


14 19 I 578 000 000,- 
350 


200 000 — *) 


Gebühren für die Benutzung ziviler Flugplätze 


Auf Grund des stetig ansteigenden Flugbetriebs der Bundes- 
/wehr sind mehr Start- und Landebewegungen auf zivilen 
Flugplätzen durchgeführt worden als bei Aufstellung des 
Haushaltsplans für 1963 vorhergesehen werden konnte. Ins- 
besondere sind die Kosten der Mitbenutzung des Flughafens 
Wahn angestiegen. 

Diese Kosten konnten nicht vorhergesehen werden und sind 
unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 19 Tit. 306. 


70 000 000 — *) 


Erhaltung der Flugzeuge, Flugkörper, Flugzeugrettungs-, 
Sicherheits- und sonstigen flugtechnischen Geräte 


Mehr Übungseinsätze wegen des guten Flugwetters führten 
zu einem erhöhten Bedarf an Ersatzteilen, der aus den vor- 
handenen Beständen nicht gedeckt werden konnte. Ohne zu- 
sätzliche Beschaffung wäre die Einsatzbereitschaft der Flug- 
zeuge nicht gewährleistet gewesen. Die Beschaffungen führ- 
ten zu unabweisbaren Zahlungsverpflichtungen, die bei Auf- 
stellung des Haushaltsvoranschlags 1963 nicht vorhergesehen 
werden konnten. 


Einsparung bei Kap. 14 15 Tit. 959. 


*) Diesen Mehrausgaben ist zunächst grundsätzlich zugestimmt worden. Ob die Mittel in dieser Höhe auch tatsächlich 
übfließen, ist erst am Ende des Rechnungsjahres 1963 zu übersehen; erst danach formelle Zustimmung. Der Haus- 
haltsausschuß hat von diesen Maßnahmen in seiner Sitzung am 14. November 1963 zustimmend Kenntnis ge- 
nommen. 
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14 19 
965 


2 172 500 000- 


245 000 000,— *) 


Beschaffung von Flugzeugen und Flugkörpern 

Während der Gemeinschaftsfertigung der F 104 G ergaben 
sich laufend technische Erkenntnisse und Verbesserungsvor- 
schlage, die bei der Serienproduktion mitberücksichtigt wer- 
den mußten. Das war bei der Aufstellung des Flaushaltsvor- 
anschlages 1963 nicht vorherzusehen. 


Wegen der internationalen Verzahnung der Verträge sind 
die entstandenen Mehrausgaben unabweisbar. 


I Einsparung bei Kap. 14 15 Tit. 959 und Kap. 14 16 Tit. 961. 


Einzelplan 25 — Bundesminister für Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung — 


25 01 
206 


25 01 
310 


186 800,— 

25 700,— 

Ausgaberest ' 

1 200 000,— 

56 081,52 
100 000,— 


156 081,52 



Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträuraen 

Infolge der räumlichen Erweiterung des Ministeriums um je 
ein Geschoß in den Gebäudeteilen D und IV der Dienstge- 
bäude in Mehlem, Deichmannsaue, ab März 1963 sowie in- 
folge der Lohnerhöhung im Reinigungsgewerbe ab August 
1963 entstanden zusätzliche Kosten für die Bewirtschaftung 
der Diensträume (insbesondere für Heizung, Reinigung, Be- 
leuchtung und Wasserverbrauch), die aus dem Haushaltsan- 
satz für 1963 nicht gedeckt werden konnten. 

Die Mehrausgabe war zur Aufrechterhaltung des Dienstbe- 
triebes unabweisbar und konnte im Zeitpunkt der Aufstel- 
lung des Haushalts 1963 nicht vorhergesehen werden. 

Einsparung bei Kap. 25 02 Tit. 834. 


Veröffentlichungen des Ministeriums 

Im Zusammenhang mit den am 1. August 1963 in Kraft ge- 
tretenen Gesetzen (Wohnbeihilfengesetz, Gesetz zur Ände- 
rung mietrechtlicher Vorschriften und Gesetz zur Änderung 
der Fristen des Gesetzes über den Abbau der Wohnungs- 
zwangswirtschaft und über ein soziales Mietrecht) war es 
notwendig, die Bevölkerung in den Kreisen, in denen die 
Wohnungszwangswirtschaft aufgehoben wird, in allgemein 
verständlicher Form über die neue Rechtslage aufzuklären. 
Die Aufklärimgsaktion entsprach einer Forderung aller Frak- 
tionen des Deutschen Bundestages, der Gewerkschaften und 
der Interessenverbände. Die Aufklärungsschrift wurde den 


’) Diesen Mehrausgaben ist zunächst grundsätzlich zugestimmt worden. Ob die Mittel in dieser Höhe auch tatsächlich 
abfließen, ist erst am Ende des Rechnungsjahres 1963 zu übersehen; erst danach formelle Zustimmung. Der Haus- 
haltsausschuß hat \on diesen Maßnahmen in seiner Sitzung am 14. November 1963 zustimmend Kenntnis ge- 
nommen. 
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noch Einzelplan 25 — Bundesministcr für Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung — • 

I betrolTenen Haushalten (rd. 10 000) als Postwurfsendung zu- 
geleitet. 

Die Kosten betrugen 

für die Herstellung rd. 500 000 DM 

für die Versendung rd. 700 000 DM 

insgesamt rd. 1 200 000 DM 

Diese Aufwendungen, die außerhalb des üblichen Rahmens 
der Veröffentlichungen des Ministeriums liegen, konnten aus 
den veranschlagten Haushaltsmitteln einschließlich des über- 
tragenen Ausgaberestes nicht gedeckt werden. 

Die Ausgabe war unabweisbar, da die Aufklärimgsmaß- 
nahme dringend geboten war, um einer durch irreführende 
Meldungen aufgekommenen Rechtsunsicherheit entgegenzu- 
wirken. Die Entwicklung der Gesetzgebung auf wohnungs- 
wirtschaftlichem Gebiet war bei der Aufstellung des Haus- 
haltsplans 1963 nicht vorhersehbar. 

Die Einsparungsstelle kann erst am Schluß des Rechnungs- 
jahres angegeben werden. 


25 02 
apl. 510 


*) 354 000,— 


Überweisung des Aufkommens aus der Kohlenabgabe an die 
Treuhandstellen 


Nach den §§ 2 und 12 des Gesetzes zur Förderung des Berg- 
arbeiterwohnungsbaues im Kohlenbergbau in der Fassung 
vom 4. Mai 1957 (BGBl. I S. 418) sind die durch die Kohlen- 
abgabe aufkommenden Mittel zur Förderung des Wohnungs- 
bedarfs der Arbeitnehmer im Kohlenbergbau zu verwenden 
und den Bundestreuhandstellen zur Verfügung zu stellen. 
Die Kohlenabgabe wurde gemäß § 25 des genannten Geset- 
zes bis zum 31. Dezember 1959 erhoben. In der Zeit vom No- 
vember 1961 bis März 1963 ging jedoch noch ein Kohlen- 
abgabebetrag von insgesamt 354 533,04 DM bei den Finanz- 
kassen ein, zu dessen Verausgabung der Bundesminister für 
Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung vom Bundes- 
minister der Finanzen bis zur Höhe von 354 000 DM im Juli 
1963 ermächtigt worden ist. Da im Einzelplan 25 im laufen- 
den Rechnungsjahr ein entsprechender Ausgabetitel nicht 
ausgebracht ist, mußte die Ausgabe außerplanmäßig bei 
Kap. 25 02 Tit. apl. 510 geleistet werden. 

Zur Verausgabung der auf Grund der o. a. Bestimmungen 
für den Bergarbeiterwohnungsbau zweckgebundenen Mittel 
besteht eine Rechtsverpflichtung. 

Es handelt sich um einen durchlaufenden Posten. 
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Einzelplan 26 — Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte — 


26 02 
305 


1 800 000 — 


2 000 000 — 


Einmalige Unterstützung für die im Bundesgebiet einschließ- 
lich Westberlin nach dem 26. September 1953 aus ausländi- 
schem Gewahrsam eintreffenden Gefangenen, für die nach 
dem 1. Oktober 1955 eintreffenden Aussiedler und ihnen 
gleichgestellte Personen und für die nach dem 1. Juli 1961 
aus der Sowjetzone oder dem Sowjetsektor von Berlin ein- 
treffenden Deutschen, die die Notaufnahme erhalten haben 


Seit dem 1. Januar 1962 wird aus diesem Titel auch die ein- 
malige Unterstützung an die nach dem 1. Juli 1961 aus der 
Sowjetzone oder dem Sewjetsektor von Berlin eintreffenden 
Deutschen, die die Notaufnahme erhalten haben, gezahlt. 

Bei Veranschlagung der Mittel für 1963 war nicht zu über- 
sehen, daß der Zustrom der eintreffenden Notaufnahme- 
suchenden einen solch großen Umfang annehmen würde. 

Zur Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe lag ein unab- 
weisbares Bedürfnis vor. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 26. 


26 02 
602 


8 486 600,— 


320 000,— 


Zuwendungen für die Erfüllung von Suchdienstaufgaben 


Der Suchdienst des Deutschen Roten Kreuzes zahlt seinen 
nach dem BAT vergüteten Angestellten die nach den Tarif- 
verträgen seit dem 1. Juli 1962 und 1. April 1963 für den 
öffentlichen Dienst festgesetzten erhöhten Bezüge und Orts- 
zuschläge. Der kirchliche Suchdienst hat auf Grund der Ver- 
gütungsrichtlinien des Deutschen Caritasverbandes zu den 
gleichen Zeitpunkten Vergütungsverbesserungen vorgenom- 
men. 

Hierdurch ist eine unabweisbare Mehrausgabe erforderlich 
geworden, die bei Aufstellung des Haushalts für 1963 nicht 
vorauszusehen war. 

Einsparung bei Kap. 26 02 Tit. 607. 


29 01 


apl. 

676 


Einzelplan 29 — Bundesminister für Familie und Jugend — 


I 


*) 4 000 000,— 


Beitrag zum Deutsch-Französischen Jugendwerk 


Auf Grund des zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik Frankreich am 5. Juli 1963 geschlossenen Ab- 
kommens über die Errichtung des Deutsch-Französischen 
Jugendwerks ist von der Bundesregierung für das Rech- 
nungsjahr 1963 ein Beitrag zum Jugendwerk in Höhe von 
4 000 000 DM zu leisten. Der Mittelbedarf war, da das Ab- 
kommen erst Mitte des Jahres getroffen wurde, bei Aufstel- 
lung des Voranschlags 1963 nicht vorhersehbar. 


16 


Die Leistung der Mehrausgabe ist unabweisbar und unauf- 
schiebbar. 



Kap. 

Tit. 


36 04 
572 b 


60 02 
396 


60 02 

apl. 

995 
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Einzelplan 36 — Zivile Notslandsplanung — 

150 000, — 150 000, — Erstellung von Lagerräumen und Ausbildungsstätten (Zu- 

schüsse) 

j Die Anmietung geeigneter Lagerräume für die Ausrüstung 
I j des Luftschutzhiltsdienstes (LSHD) auf dem freien Markt 

bereitet ständig größere Schwierigkeiten. Die Länder waren 
' deshalb genötigt, die Gemeinden aufzufordern, ihre schon 

vorhandenen Lager auch für Zwecke des LSHD bereitzustel- 
! len. Die Gemeinden sind hierzu bereit, wenn der Bund sich 

an den Kosten für erforderliche Um- und Erweiterungsbauten 
beteiligt. Zuschüsse bieten dabei die wirtschaftslichste Lö- 
sung, weil die Gemeinden sie durch kostenfreie Unterstellung 
und Wartung der Fahrzeuge und Ausrüstung des LSHD aus- 
gleichen. 

I Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil bei Aufstellung 

I des Haushalts für 1963 nicht abzusehen war, wie sich die An- 

: i mietung geeigneter Lagerräume entwickeln würde; sie war 

I unabweisbar, weil dringend weitere Lagerräume bereitge- 

I stellt werden mußten, um die wertvolle Ausrüstung vor 

I Schaden zu bewahren. 

I Einsparung bei Kap. 36 04 Tit. 600. 


Einzelpian 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 


20 000 000— I 10 000 000, — ! Prägekosten, Metalibeschaffungskosten und sonstige Kosten 
I für die Unterhaltung des Münzumlaufs sowie Kosten der 

Bekämpfung der Falschmünzerei 

Die Mehrausgabe war zur Sicherstellung eines geordneten 
Münzumlaufs, insbesondere zum Ankauf von Münzmetall für 
die Prägung von Bundesmünzen zu 5 DM im Gesamtwert von 
40 000 000 DM, unabweisbar notwendig. 

Der Mehrbedarf war bei Aufstellung des Bundeshaushalts- 
plans für das Rechnungsjahr 1963 noch nicht vorherzusehen. 

Der Mehrausgabe stehen entsprechende Mehreinnahmen bei 
Kap. 60 02 Tit. 68 gegenüber. 


*) 42 000,— 


Erstattung eines zuviel gezahlten Länderbeitrags zum Aus- 
gleich des Fehlbedarfs im Bundeshaiislialtsplan 1962 an 
Rheinland-Pfalz 


Zur Deckung des Fehlbedarfs im Bundeshaushaltsplan 1962 
haben sich die Länder der Bundesrepublik bereit erklärt, 
einen Betrag von insgesamt 1 050 000 000 DM an den Bund 
zu zahlen. 

Davon entfallen auf das Land Rheinland-Pfalz 57 599 000 DM. 
Hierauf wurden im Kalenderjahr 1962 gezahlt 57 641 000 DM. 

Es sind somit an das Land Rheinland-Pfalz 

zu erstatten 42 000 DM. 
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An über- und 1 


Haushalts- 

9 außerplan- 

Kap. 

betrag i 

mäßigen Aus- 

■ 

1963 

gabeniittcln sind 

uegrunaung 

Tit. 


zugewiesen 



DM 

DM 



noch Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 

! Im Bundeshaushaltsplan 1963 waren für diesen Zweck keine 
Mittel veranschlagt. Die Rückzahlung an das Land Rheinland- 
Pfalz war nicht vorhersehbar, da bei Eingang des Betrages 
die endgültige Höhe des Länderbeitrages zum Bundeshaus- 
halt 1962 noch nicht bekannt war. 

Infolge des Erstattungsanspruchs des Landes Rheinland-Pfalz 
war die Zahlung unabweisbar. Die Voraussetzungen zu einer 
außerplanmäßigen Ausgabe gemäß Artikel 112 GG in Ver- 
bindung mit § 33 Abs. 1 RHO waren somit gegeben. 

Der Ausgabe steht eine entsprechende Einnahme im Rech- 
nungsjahr 1962 gegenüber. 


60 04 


apl. 

965 


•) 32 000 000,— 


Verteidigungshilfe für ausländische Staaten 


Die Bundesrepublik Deutschland hat sich gegenüber der 
NATO und gegenüber Griechenland zur Zahlung eines Be- 
trages von 32 000 000 DM im Rechnungsjahr 1963 verpflichtet. 


Bei Aufstellung des Haushalts für das Rechnungsjahr 1963 
war diese Ausgabe noch nicht vorherzusehen; sie war unab- 
weisbar. Die Voraussetzungen gemäß Artikel 112 GG in 
Verbindung mit § 33 Abs. 1 RHO waren gegeben. 


Einsparung voraussichtlich bei Kap. 60 04 Tit. 311. 



